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Die Wahlen und die Regierung.
Von Dr . Rudolf Heinze,  M . d. N.

Den nachfolgenden Artikel, in dem der Fraktionsvor¬
sitzende der Deutschen Volkspartei in der Nationalversamm¬
lung die Stellung der Deutschen Volkspartei zur Regie¬
rungsbildung erörtert, entnehmen wir der Korrespondenz
„Der Wahlkampf" (herausgegeben vom Wahlausschuß des
Pressevereins der D. V. P .)

Es gehört zu den Fehlern des parlamentarischen Systems,
wie es jetzt in Deutschland ausgebildet ist, daß jedesmal bei
den Wahlen die ganze Regierung ins Schwanken gerät, ja
nicht nur ins Schwanken gerät, sondern ihrem Ende ent¬
gegen sieht. Das gibt eine Unruhe an den obersten Stellen
der Verwaltung, die für das Staarsleben höchst nachteilig
wirkt, nachteilig namentlich m den jetzigen Zeiten wirkt, wo
es unerläßlich ist, daß die Politik weitsichtig konzipiert und
energisch durchgesührt wird. Selbstverständlichleidet auch die
sachliche Arbeit der Ministerien , ja der ganzen Verwaltungs¬
zweige, wenn die Chefs der Verwaltungen sich in erster Linie
als Parteimänner fühlen und Reden haltend durchs Land
ziehen, um die Pflrteiherrschaft zu Mützen. Der Reichsmini¬
ster David hat einmal gesagt, das ganze öffentliche Leben
würde sittlicher, wenn bei den Wahlen nicht nur um die
-Zusammensetzungdes Parlaments , sondern auch um den Be¬
stand der Regierung gerungen würde. Anderer Meinung
wird sein, wer nn Regieren immer noch eine Tätigkeit er¬
blickt, die sich bemüht, bei größter Sachkunde und Sachlich¬
keit so unparteiisch wie irgend möglich die Geschäfte des Lan¬
des zu führen. Man hat der alten Regierung vorgeworfen,
auch sie sei Parteiregierung gewesen und habe sich nur ans
andere Parteien gestützt als die gegenwärtige, republikanische
Regierung . Dem ist entgegen zn halten, daß die frühere
Regierung grundsätzlich unparteiisch war . daß sie die Unpar¬
teilichkeit in der Verwaltungspraxis grundsätzlich durchführte,
daß sie freilich eine Beamtenregierung war . hervorgegangen
aus einem einheitlichen von der Monarchie in jahrhunderte¬
langer Arbeit herangebildeten Beamtenkörper. Die ganze
Regierung zu stürzen, hätte unter dem alten Regime wenig
Sinn gehabt, da die Regierung letzten Endes äbhing vom
Monarchen und der Monarch rechtlich nicht gestürzt werden
konnte. Das ist jetzt alles anders . Die Regierung ist aus¬
gesprochenermaßen Parteiregierung und steht rein staatsrecht¬
lich bei jeden Wahlen auf dem Spiele. Der Charakter der
Parteiregierung ist zudem gegenwärtig in Deutschland be¬
sonders stark ausgebildet, da die einzelnen Ministerien ver¬
hältnismäßig auf die Regierungsparteien nach ihrer numer¬
ischen Stärke verteilt sind. Wird das System beibehalten,
so ändert sich die Regierung , auch wenn nach den Wahlen
die jetzige Koalition die Mehrheit noch besitzt, die Stärke der
Koalitionsparteien im Verhältnisse zu einander sich aber ver¬
schoben hat.

Die Frage , ob die jetzige Koalition von Sozialdemokratie,
Demokratie und Zentrum auch in Zukunft nach den Wahlen
Bestand, d. h. die Mehrheit im Parlament haben wird, be¬
schäftigt natürlich alle Welt. Um sie dreht sich der Wahlkampf.
Täuschen nicht alle Zeichen, so werden die Oppositionspar¬
teien zur Rechten und zur Linken zunehmen, wird die jetzige
Regierungsmehrheir geschwächt aus dem Kampf hervorgehen.
Die Mehrheil, die zur Zeit hinter der Regierung steht, ist
sehr stark. Rein theoretisch sind nur drei Möglichkeitendenk¬
bar : entweder kehrt die Mehrheit, wenn auch ziffernmäßig
etwas geschwächt, als absolut tragfähige Mehrheit zurück,
oder sie wird ziffernmäßig beseitigt, oder sie kehrt zwar zu¬
rück, aber so stark geschwächt, daß sie als Regierungsbasis
nicht mehr verwertbar ist.

Im Wahlkampfe ist vielfach erörtert worden, ob nament¬
lich für den Fall , daß die dritte der drei Möglichkeiten ein-
trit , eine Beteiligung der Deutschen Volkspartei an der Re¬
gierungsbildung möglich und wünschenswert ist. Die Red¬
ner der Deutschen Volkspartei sollten auf die Frage nur mit
großer Zurückhaltung eingehen. Die Front im Wahlkampfe
ist, zum Teil als Folge des demokratischen Feldgeschieis:
„Der Feind steht rechts!", scharf nach links genommen wor¬
den. Die Deutsche Volkspartei steht zwar nicht vereinigt,
aber doch Schulter an Schulter mit der Dentschnationaien
Volkspartei. Jede Unsicherheit im Wahlkampfe schwächt die
Stoßkraft. Mit vollem Rechte weist der demokratischeFührer,
der frühere Justizminister Schiffer, in einem Aufsatze der
MagdeburgischenZeitung darauf hin, daß es ein Widerspruch
sei, mit den Deutschnationalen verbündet, einen Kampf nach
links zu führen und gleichzeitig eine Kombination zu erör¬
tern, die die Volkspartei mit der Linken zusammen nnd even-
luell in Gegensatz zu den Deutschnatonalen führt. Solche
Erörterungen können nur Verwirrung schaffen. Die Front
ist nach links genommen, deshalb muß mit allem Nachdruck
nach links gefachten werden. Es gilt die eigene Partei und
die gesamte Rechte zu stärken. Das ist das Ziel, das durch
keinerlei theoretische Erwägungen verdunkelt werden darf.
Daß der Kampf sich in anständigen Formen zu bewegen hat,
ist selbstverständlich.

Für die Zeit nach den Wahlen hat die Deutsche Volks¬
partei sich freie Hand oorzubehalten. Die Stärke der einzel¬
nen Parteien und die Art ihrer Zusammensetzung lasten sich
noch nicht übersehen. Infolgedessen läßt sich auch noch nicht
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übersehen, wie die Deutsche Volkspartei, sollte sie wesentlich
gestärkt aus den Wahlen hervorgehen, von ihrem Einflüsse
Gebrauch machen wird. Die von demokratischer Seite aus¬
gesprochene Befürchtung, eine starke Rechte, insonderheit eine
starke Deutsche Volkspartei, werde die Entwicklung Deutsch¬
lands hemmen, ist völlig unbegründet . Sie wird die Ent¬
wicklung im Gegenteil wesentlich fördern. Wie bei der Grün¬
dung der Deutschen Volkspartei, so werden auch in Zukunft
nicht taktische Momente den Ausschlag geben, sondern die
Deutsche Volkspartei wird auch in ihrer Haltung nach den
Wahlen sich nur von dem Bestreben leiten lasten, wie sie
am wirksamsten zum Wiederaufbau des Vaterlandes beitra¬
gen kann.

Der ewige Putsch.
Der „Schw. Merk." schreibt:
Gewiß, so ganz unbedenklich ist die innerpolitische Lage

nicht, und nach den Erfahrungen , die wir gemacht haben,
wird niemand seine Hand dafür ins Feuer legen können, ob
nicht irgendwo in Deutschland größere oder kleinere Trüpp-
chen herumlaufen, die einen Gewaltstreich von rechts für die
beste Lösung aller Schwierigkeiten hasten. Aber das sind
doch sicherlich nur Ausnahmeerscheinungen, und wer die
Dinge unbefangen — vor allem auch ohne die durch Angst
vor den Wahlen getrübte Regierungsbrille — betrachtet, der
muß doch anerkennen, daß die Gefahr für unsere nächste Zu¬
kunft nicht von rechts, sondern ausschließlich von
links  kommt. Wenn daher der Reichsminister des Innern
am letzten Tage der Nationalversammlung auch mit sorgen¬
voller Miene auf die Gruppen rechts von den Deutschnatio¬
nalen sah und die Aufhebung des Belagerungszustandes ab¬
lehnte, nicht zuletzt mit Rücksicht auf die Gefahren, die von
jener Seite kommen sollten, so sehen wir darin ein Wahl-
manöver, das allerdings insofern leinen Zweck verfehlte, als
die Sozialdemokraten trotzdem für die Beseitigung des Be¬
lagerungszustandes stimmten, ihren eigenen Koalitionsmini¬
ster also desavouierten und nach einer kleinen rasch ver¬
klebten Ministerkrisis ihren Willen auch zu 75 v. H. durch¬
setzten. Jedenfalls hat Herr Koch irgendwelche greifbaren
Unterlagen für den Putsch von rechts nicht bringen können.

Der Vorwärts hilft ihm in dieser Aufgabe und bringt
eine längere Geschichte, die sich fast liest, als ob sie von Karl
May erfunden wäre. Er will in Erfahrung gebracht haben,
daß eine große Organisation geschaffen sei, die aber erst los¬
schlagen wolle, wenn vorher der Putsch von links in Mittel¬
deutschland ausgebrochen sei, den sie durch ihre verkleideten
Offiziere nach Kräften zu fördern suche Wenn dann der
Bolschewismus kommt, soll das Militär streiken und das
Bürgertum zunächst einmal in der roten Diktatur „schmoren"
lassen, und erst, wenn alles windelweich geworden ist, sollen
Reichswehr und Freikorps als Retter in der Not auftauchen,
den Bolschewismus totschlagen und eine neue, selbstverständ¬
lich stockreaktionäre Regierung ausrichten. Das ist so ungefähr
das Wesentlichste aus dem. was der „Vorwärts " erfahren
hat. Wirklich ein gutes Stück Hintertreppenroman , nur
schade, daß die Geschichte so außergewöhnlich wenig Wahr¬
scheinlichkeit für sich hat. Man ist gegen solche Alarmgerüchte
etwas mißtrauisch geworden, seit jenem herzerfrischenden
Zwischenfall, der sich in Greifswald ereignete, wo ein neu¬
gieriger Reporter linksradikaler Richtung einen Kellner aus¬
zufragen suchte, der sich den Scherz geleistet hatte, an die
Gästetafel des Hotels auch die Namen des Generals Lüttwitz
und Major Bischoffs zu schreiben. Besagter Reporter ent¬
deckte diese „Sensation ", telegraphierte sie nach Berlin und
nun war alle Welt voll von der reaktionären Bewegung in
Pommern , bis die Sache im Sande verlief. Wenn sie nicht
an dem Fluche ihrer eigenen Lächerlichkeit starb, so nur des¬
halb weil die Wahrheit, die den Alarmgerüchten anhaftete,
von den Nächstbetroffenen schamhaft verschwiegen wurde.
Nach diesem „Fall Lttttwitz", von Kellners Gnaden schmeckt
auch die deutfchnationale Revolution , die uns jetzt der
„Vorwärts " serviert hat.

Das Leben ist schließlich kein Uhrwerk, dessen Pulsschlag
man bis auf den letzten Millimeter mathematisch genau aus¬
messen kann, und ein derart gefährliches Spiel , wie es nach
obigen Andeutungen angeblich getrieben werden soll, vermag
man jedenfalls verantwortungsvollen Politikern nicht zuzu¬
trauen . Man weiß schon, wie man in den Bolschewismus
hinein kommt, aber ob und wie man wieder heraus kommt,
das sind Fragen , auf die niemand eine sichere Antwort geben
kann. Zudem, was der Bolschewismus, wenn er auch nur
für wenige Wochen durch unser Land geht, gerade in den
empfindlichsten Industriegebieten an Produktionswerten zu
vernichten imstande ist, das wird sich in jahrelanger Arbeit
nicht wieder aufbauen lassen. Wer ein solches Rechenexempel
ausstellt, der muß sich darüber klar sein, daß er, wenn nach¬
her eine Hilfsaktion einsetzt, vielleicht nur noch eine Wüste
aus den Händen der Schüler Trotzkis rettet. Das geringste
Maß von volkswirtschaftlicher Einsicht also sollte Experimente
vermeiden, die so haarscharf an den Rand des Abgrundes
führen, denn mit einem Trümmerhaufen ^vird auch die beste
Regierung nichts anfangen können. Aus sich selbst heraus
aber wächst eine solche Verschwörung nicht. Sie bedarf der
Führer , und Führer , die sich selbst zutrauen . eine Kugel,
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nachdem sie den Kauf verlosten hat, noch aufzuhalten , kön¬
nen wir uns nicht vorstellim.

Deshalb will uns auch scheinen, als ob die Gefahr von
links nach wie vor wesentlich größer ist. Die Kommunisten
wollen ein neues wirtschaftliches Prinzip , für sie ist es also
nur logisch, daß sie sich durch Bedenken über die nächsten
Folgen ihrer Tätigkeit nicht beirren lasten, denn für sie ist
das völlige Niederreißen die Voraussetzung für einen Aufbau
in ihrem Sinne . Es soll schließlich der Regierung nicht ver¬
dacht sein, wenn sie nach den Erfahrungen der Kapp-Tage
mit einem gewissen Mißtrauen nach rechts blickt. Aber es
wäre ein verhängnisvoller Irrtum , wenn sie durch dieses
Mißtrauen und durch eine zielbewußte Agitation ihre Auf¬
merksamkeit von den Absichten der äußersten Linken ablenken
ließe. Sie könnte sonst leicht dahin kommen, daß sie von der
Lawine erdrückt wird, die sie für einen Spielball gehalten hat.

Der Bolschewismus in Mecklenburg.
Berlin , 1. Juni . Die Bedrohung von Leibund

Leben  und Eigentum der mecklenburgischen Gutsbesitzer hat
nach verschiedenen Nachrichten, die in Berlin eingetroffen sind,
einen so ernsten Umsang angenommen, daß bereits viele
Gutsbesitzer mit ihren Familien ernsthaft auf eine Flucht be¬
dacht sind, oder sogar ihre Güter verlosten haben.

Hetze um jeden Preis.
Dem „Vorwärts " liegt der „Frontbund " noch immer

schwer im Magen . Er wird zwar ebenso wenig wie jeder
vernünftige Bürger in Deutschland an eine Wiederholung
des Kapp-Putsches oder an eine Rechtsrevolution tatsächlich
glauben, aber da ihm jedes Mittel , auch das albernste und
verlogenste recht ist, um hetzerische Wahlagitation zu treiben,
so gibt er sich die krampfhaftesteMühe , seine Leser von der
angeblich riesengroßen Gefahr eines Umsturzes von rechts
zu überzeugen. Wir haben bereits darauf hingewie¬
sen, daß es sich bei den Mitteilungen des „Vorwärts " in
der Hauptsache nur um Klatschgeschichten handelt. Was der
„Vorwärts " heute wieder an neuen Angaben über die Vor¬
bereitungen zum Putsch, über die Werbearbeit des „Fronl-
bundes" und seine Geldgeber vorbringt , trägt den Stempel
der Lüge und der Erfindung so sehr an der Stirn , daß sich
ein Widerlegungsversuch der Mühe nicht verlohnt. Was
tatsächlich vorliegt, ist dies : Da nach der Reichsverfaffung
auch den Soldaten das Vereinsrecht  zusteht, ist durchaus
nichts Auffälliges daran zu finden, daß die Angehörigen der
Freikorps sich zu einer Organisation  zusammenschließen,
um ihre wirtschaftlichen Interessen wahrzunehmen und zu
vertreten. Der „Vorwärts " zitiert selbst aus einem Flugblatt
der Bundesorganisation , daß das Programm und die wirt - »
schaftliche  Machtstellung des Verbandes zwecks Zusam¬
menschluß und gegenseitiger gemeinsamer Hilfeleistung dem¬
nächst entwickelt werde. Hieraus die Schlußfolgerung ziehen
zu wollen, Saß es sich um eine reaktionäre Putschorganisation
handele, das vermag nur die logische Kunst eines sozialde¬
mokratischen Verdrehungskünstlers. Wenn alle Berufsstände
in Deutschland nach dem ausdrücklichen Recht der Reichsoer¬
fassung den Anspruch darauf haben, sich genossenschaftlich zu
organisieren, so ist wahrhaftig kein Grund einzusehen, warum
nicht auch die Angehörigen des Freikorps dies tun sollten.
Auch, daß der Hauptmann Schmude, der die Siedlungsge¬
nossenschaft Völpke ins Leben gerufen hat, den Frontbund
zu reaktionären Zwecken unterstützen soll, ist dem „Vorwärts"
ein Dorn im Auge und ein willkommenes Mittel zur wahl¬
agitatorischen Hetze. Wir müssen diese nichtswürdige Ent¬
stellung umsomehr unterstreichen, als dem „Vorwärts " be¬
kannt ist, daß das Unternehmen des Hauptmanns Schmude
rein wirtschaftlicher Art und von der Regierung seinerzeit
bei seinem Entstehen gewürdigt worden ist, und daß sich in
der Arbeitsgen ostenschaft Schmudes Parleiangehörige aller
Richtungen, also auch Sozialdemokraten und sogar Unab¬
hängige befinden, die sich unter dem Programm wirtschaft¬
licher und unpolitischer Arbeit zusammen geschlossen haben.
Wie gewissenlos die Hetze des Vorwärts ist, geht auch daraus
hervor, daß, wie er selbst mitteilt, das Reichswehrministerium
in der Pressekonferenzam Freitag Mitteilen ließ, es stehe auf
dem Standpunkt , daß gegen den Frontbund nicht eingeschrit¬
ten werden könne, weil eben die Verfassung den Soldaten
das Bereinsrecht gewähre. Was die politische Seite des
Frontbundes angeht, so entfällt von selbst der Verdacht einer
reaktionären Gefahr, da der Frontbund seine Angehörigen
aufgefordert hat, sich zum Schutz der Oeffentlichkeit bereit zu
halten und aktiv einzuschreiten, sobald von einer amtlichen
Stelle  die Aufforderung ergehe, oder die Umstände es ge¬
boten erscheinen ließen. Wie sehr sich aber die Regierung
durch die Hetze des „Vorwärts ", die natürlich von demokra-
tischen Blättern ausgenommen wird, bereits hat beeinflussen
lasten, geht aus der weiteren Mitteilung des Reichswehr¬
ministeriums hervor, daß später dem Reichstag ein Gesetz
vorgelegt werden solle, das dieses Vereinsrecht der Soldaten
einschränken  will . Abgesehen davon, daß die Vorlegung
eines solchen Gesetzes von der künftigen Regierung abhängig
sein wird, zeigt die Andeutung des Reichswehrministeriums
doch auch wieder in diesem Falle , wie wenig die Regierung
fähig und entschlossen ist, das von ihr verkündete Recht auf
Freiheit und Gleichheit auf alle  Kreist des deutschen Volkes



anzuwenden. Das deutsche Volk wird nicht verfehlen, mit
solchen Manipulationen am 6. Juni gründlich abzurechnen.
Es erhebt sich aber auch die Frage , was sich die Regierung
bei der Ankündigung dieses Gesetzes gedacht hat, und ob sie
etwa auch die Absicht hatte, mit der Beschneidung des Ber-
einsrechts der Soldaten auch den „Republikanischen Führer¬
bund" zu treffen, dessen sie sich doch immer so liebevoll an-
nommen hat. Es wird Zeit, daß der Ungerechtigkeit und
Zerfahrenheit dieser sogenannten Bolksregierung endlich der
Hals gebrochen wird.

Tieg der Rechten bei der Landtagswahl in Gotha.
Das Ergebnis der Landtag 8 mahl  in der bisher

knallroten Hochburg Gotha  brachte eine Mehrheit der
Rechten  mit 3l 6l8 Stimmen , wovon auf den Bauernbund
17 14l, die Deutschnationalen 3517 und die deutsche Volks'
Partei 10960 Stimmen entfallen ; an zweiter Stelle marschie¬
ren die Unabhängigen  mit 30 700 Stimmen . Unter dem
gewaltigen Zuge nach rechts u. links ist die Mitte vollstän¬
dig zerrieben worden: die Demokraten  brachten es nur
auf 6937, tue Mehrheitssozialisten  gar nur noch auf
3553 Stimmen . In etwa 30 Ortschaften steht das Wahler¬
gebnis noch aus.

Wer uns regiert!
Man schreibt der „Deutschen Zeitung « :
In meiner mehrmonatigen Tätigkeit als Ueberwachungs-

Beamter der Reichs-Kartoffelstelle lernte ich in Falkenberg
Bez. Halle, einen Mann mit Namen Dietrich  kennen, der
vor, und ich glaube auch, während des Krieges, abwechselnd
mit Pilzen und Zeitschriften gehandelt hat. Herr D. hat es
infolge seiner nicht zu verachtenden, aufhetzenden Tätigkeit
als mehrheitssozialistischerFührer , im Orte Falkenberg Ende
vorigen Jahres zum Ortsoorsteher gebracht. Ich hatte ver¬
schiedene Male Gelegenheit, mit dem hohen Herrn Amtsoor¬
steher in dienstlicher und außerdienstlicher Hinsicht zu verhan¬
deln. Dabei überzeugte ich mich, daß der gute Mann tat¬
sächlich nicht in der Lage war , eine von ihm erbetene Quit¬
tung seinem Schreiber zu diktieren, geschweige denn sie selbst
auszustellen. Als ich seine Verlegenheit bemerkte, fragte ich
ihn, ob ich dem Schreiber den Quittungs -Text diktieren könnte?
Beseeligt überließ Herr Dietrich mir das Diktat. In den ver¬
schiedenen politischen Versammlungen hatte ich die Erfahrung
gemacht, daß der gute Mann recht kümmerlich die deutsche
Sprache beherrschte und mit „mir" und „mich" einen ganz
schauderhaften Großkampf aufführte.

Als ich vor einigen Tagen meine alte Wirkungsstätte
wieder aufsuchte, erfuhr ich zu meinem größten Erstaunen,
daß der „Mir -und Mich-Dietrich" für den an die Luft gesetzten
ehrenwerten und vornehmen Landrat v. Borcke im Kreise
Liebenwerda zum kommissarischen Landrat  dieses
Kreises ernannt sei.

Man soll es nicht für möglich halten ! ! !
Armes deutsches Volk, so richtet man dich zugrunde!

Noch ist es Zeit, dich zu besinnen. Am 6. Juni entscheidet
sich dein Los ! Erhebung oder Untergang ? ! F . v.J.

Die belgische Willkür in den Kreisen Enpen n. Malmedy.
Berlin , 31. Mai . Unter dem 18. ds. Mts . haben wir

eine Auslastung über die belgische Gewaltherrschaft in den
Kreisen Eupen und Malmedy wiedergegeben, in der gesagt
war, selbst der belgische Bevollmächtigte, der in Aachen mit
dem deutschen Uebergabekommistarverhandle, habe die Aus¬
weisungen für unzulässig erklärt. Die hiesige belgische Ge¬
sandtschaft ist, wie sie uns mitteilt, von ihrer Regierung be¬
auftragt worden, dieser angeblichen Erklärung eines der
belgischen Vetreter in Aachen ein förmliches Dementi ent¬
gegenzusetzen. Die in den Kreisen Eupen u. Malmedy nach
dem 1. August 1914 zugezogenen Personen hätten kein Recht,
Belgier zu werden. Sie seien Ausländer , auf die Ausweisungs¬
maßregeln angewandt werden könnten.

> Hierzu erfahren wir an zuständiger Stelle : Die Meinungs¬
äußerungen des belgischen Bevollmächtigten in Aachen haben
sich auf Personen bezogen, die bereits am 1. August 1914
in den Kreisen Eupen und Malmedy gewohnt haben. Von
diesen Personen unterscheiden sich nach dem Friedensvertrag
später Zugezogene nur in einer Beziehung : sie bedürfen ge¬
mäß Artikel 36 der Zustimmung der Brüsseler Regierung,
falls der Völkerbund die beiden Kreise Belgien endgültig zu¬
spricht und falls diese Klaffe der Einwohner dann beabsich¬
tigen sollte, die belgische Staatsangehörigkeit zu erwerben.
Inzwischen aber stehen sich beide Arten der Einwohner völlig
gleich; beide besitzen noch immer die deutsche Staatsange¬
hörigkeit und beide haben zweifellos das Recht, an der Volks¬
befragung in den Kreisen teilzunehmen. Können Bewohner
der Kreise nicht ausgewiesen werden, die sich bereits am 1.
August 1914 dort niedergelaffen hatten, so ist das gleiche mit
-den später zugezogenen der Fall . Werden sie trotzdem aus¬
gewiesen, so verlieren sie ihr Abstimmungsrecht und die bel¬
gische Maßnahme bedeutet deinnach einen neuen Schlag gegen
das Ergebnis der Volksbefragung. Die oben erwähnte Vor¬
schrift des Artikels 36 wäre endlich sinnlos und überflüssig,
falls die davon Betroffenen vorher ausgewiesen werden könnten.

Aachen, 31. Mai . Hier sind gestern 130 Familien , die
aus Eupen und Malmedy  ausgewiesen worden sind,
eingetroffen, nachdem vor einigen Tagen bereits 300 Familien
eingetroffen waren.

Die Verschiebung der Konferenz von Spaa.
Berlin , 1. Juni . Nach einer Londoner Meldung der

„Berlinske Tidende" hat die englische und französische Regie¬
rung , welche sich bisher gegen den italienischen Wunsch einer
weiteren Vertagung der Konferenz von Spaa
ablehnend verhielt, jetzt nachgegeben. Die italienische Regie¬
rung wolle außerdem (das war freilich schon in den letzten
Tagen gemeldet worden) vor der Konferenz von Spaa eine
neue Uebereinkunft derVerbündeten über die
deutsche Schadenersatzsumme  herbeiführen . Nach
den bisherigen Vereinbarungen soll Italien nur ein Zehntel
der Beträge der deutschen Entschädigung erhalten, während
ihm der größte Teil der von Ungarn' und Oesterreich zu
zahlenden Summe zufallen soll. Italien verlangt einen
größeren Teil von Deutschlands Zahlungen , da es nicht mit
Unrecht annimmt , daß die österreichischen und ungarischen
Zahlungen noch lange auf sich warten lasten müssen. Nach
andern Meldungen hätte aber inzwischen die italienische Re¬
gierung die Nachricht erhalten, daß Frankreich die gewünschte
Verschiebung der Konferenz von Spaa nicht annehmen könne.

, Gi« französischesStrafverfahren gegen dentsche Offiziere.
, Paris , 1. Juni . Wie Havas aus Lille meldet, haben
, die Kriegsgerichte den Befehl erhalten, Strafverfahren
l gegen etwa 50 deutsche Offiziere  einzuleiten wegen

Mißhandlungen . Diebstahls, Plünderungen , die sie sich wäh¬
rend ber Okkupation schuldig gemacht haben sollen. Die
Angeschuldigten würden wohl in Abwesenheit abgeurteilt
werden. Umer den Beschuldigten sollen sich befinden : Gene¬
ral Sixt v . Armin  und Oberst Blumenreuter.

Unsere Handelsschiffe.
Paris , 31. Mai . „New-Dork Herald" meldet, 43 ehe¬

mals deutsche Handelsschiffe seien für die Dauer von fünf
Jahren einer amerikanischenGesellschaft zur Verfügung ge¬
stellt worden, um eine regelmäßige Verbindung mit Bremen
und Danzig herzustellen.

Ein neuer Höhenrekord.
New-Dork, 1. Juni . Man meldet aus San Antonio

(Texas), daß der Flieger Wellington  mit 4 Passagieren
eine Höhe von 19 856 Fuß erreichte, womit er einen
neuen Höhenrekord  aufstellte.

Aus Stadt und Bezirk.
Nagold, den 2. Juni 1920.

* Die Sommerprüfung für die Aufnahme iy die eoang.
Lehrerseminare findet irr ihrem schriftlichen Teil für alle
Schüler gleichzeitig am Mittwoch, den 23. und Donnerstaa,
den 24. Juni (Beginn am 23. Juni nachm. 3 Uhr statt und
zwar im schriftlichen am Lehrerseminar Nagold,  im münd
lichen am Dienstag , den 27. Juli für die vom Bezirksschul¬
amt Nagold sowie von den Rektoraten des Realprogymnasiums
Calw und der Realschule Wildbad angemeldeten Schüler.

* Dentsche Demokratische Partei . Im Saal des „Rößle"
sprach gestern Abend Ministerialdirektor Dr . Keck vor einer
zahlreichen Zuhörermenge. Die Versammlung kollidierte, wie
der Leiter. Herr Seminaroberlehrer Weinbrenner,  ein¬
leitend bemerkte mit einer Wähleroersammlung der Sozial¬
demokratie, wo Reichsarbeitsminister Schlicke sprach, doch
ließ sich die Veranstaltung aus technischen Gründen nicht
anders legen. Der Tagesredner ist einer von den vielen
glänzenden Rhetoren der Demokratie. Was er gestern bot,
war weit mehr ein staatswistenschaftliches Kolleg als eine
Parteioersammlung . Seine Ausführungen konnte im Prinzip
jeder Bürgerliche unterschreiben. Der Vortrag hielt sich sorg¬
fältig frei von jeden Ausfällen gegen Andersdenkende, was
im Interesse des lokalen Friedens lebhaft zu begrüßen ist.
Die Kritik Dr . Kecks war nie verletzend. Er legte in form¬
vollendeter Rede die Anschauungen der Demokratie über den
Weg klar, den diese gegangen ist und weiter zu gehen ge¬
denkt. Die Diktatur sowohl von links wie von rechts ist zu
verwerfen, das Wirtschastsprogramm darf nicht mit dem Maß¬
stab der alten Ideale gemessen werden. Fesselnd waren die
Darlegungen des Redners über das gegenwärtige Elend, das
sich aus der militärischen Niederlage und der Revolution ent¬
wickelt hat. Sozialdemokratie wie Konservative haben den
Boden unter den Füßen verloren ; der Weg, den wir vor
uns haben, führt entweder zur geordneten Arbeit zurück oder
ins Schicksal Räterußlands . Dieser drohenden Katastrophe
will die demokratische Partei Vorbeugen durch eine nationale
und soziale, streng demokratische Politik, unter Bekenntnis
zur republikanischenStaatssorm . Weiterhin behandelte Dr.
Keck die Stellungnahme seiner Partei zur Koalitionsregierung,
zur reinen Arbeiterregierung und zur Deutschen Volkspartei,
um dann ein eindrucksvolles Bild unserer Wirtschaftspolitik
zu zeichnen, das mit seinen Ausführungen über das sozial¬
demokratische Problem , das lebhafteste Interesse weckte und
von den Hörern nicht so schnell vergessen werden dürfte. Mit
einer Darlegung des demokratischen Parteiprogramms schloß
Herr Keck seine Rede, die ihm lebhaften Beifall eintrug. In
der Diskussion vertrat Herr Seminaroberlehrer Goes  den
Standpunkt der Deutschen Volkspartei und warf der Demo¬
kratie einen Unterschied zwischen Reden und Taten vor. Dann
sprach Herr Dr . Keck das Schlußwort . — Der Vortrag , der
wie schon anfangs erwähnt , weit über Lokalintereste hinaus
ging, gehört mit zu dem Besten, was in Nagold an hoher
Politik geboten wurde. Bekanntlich stammt Herr Keck aus
der hiesigen Gegend und hat sich — ein Selfmademan —
zu seiner jetzigen parlamentarischen Stellung emporgearbeitet,
ein Beweis dafür, daß der Tüchtige auch vor dem Kriege
seinen Weg zu gehen wußte.

Wähleroersammlung der Soz . Partei . Bor dicktbesetz-
tem Saal sprach gestern abend in der Traube Herr Reichs¬
arbeitsminister Schlicke in mehr als 2stündiger Rede. Ein¬
leitend begrüßte der Vorsitzende der hies. 'Ortsgruppe , Kraft,
die Versammlung, der im weiteren ausführte , daß im wah¬
ren Sinne des Worts niemand nationaler sei als die Sozial¬
demokratie, dabei die Angriffe und Verdrehungen von rechts
und links abwehrend, -Herr Schlicke gab dann in Maren,
ausführlichen Sätzen ein Bild der Tätigkeit der Partei sowie
der der Koalition. Beginnend mit dem Zusammenbruch des
Heeres 1918 stellte er die Verdrehungen, daß die Revolution
am Zusammenbruch schuld gewesen sei, an Hand von Doku¬
menten Hindenburgs , Ludendorffs etc. richtig, streifte ferner
den politischen Wert des früheren Reichstags und betonte,
daß die alte Verfassung auf die Person Bismarcks zugeschnit¬
ten gewesen sei. Die Revolution 1918, die auf ruhigem u.
normalem Wege verlief, mit dem Kapp Putsch zu verwech¬
seln, sei eine geschichtliche Fälschung, die ersten Schritte der
beiden sozialdemokratischenParteien im neuen Deutschland
seien das Zustandekommen der Nationalversammlungswahlen
gewesen. Er rechtfertigte die Zusammensetzung der Koalition,
die mehrmals durch den schweren Friedensvertrag der En¬
tente gestört u. bedroht wurde und verteidigte die Auffassung
der Sozialdemokraten in jenen schweren Tagen vor der Un¬
terzeichnung des Friedensvertrags . Die Auffassung der Rech-

l ten, daß die Entente auch im Falle der Ablehnung desselben
' nicht marschiert wäre, sei schon am Tage der Unterzeichnung

widerlegt worden. Uebergehend zur neuen Verfassung wies
er nach Aufzählung der einzelnen Artikel besonders auf den,
der die Volksabstimmung vorsieht u. ermahnte dabei Putsch-
lustige, daß sie auf diesem Wege ihr Ziel am besten erreichen
können. Wir müssen einig werden. Alles für das Volk,
alles durch das V?>lk! In langen Ausführungen kam daun
Herr Schlicke auf das ganze Steuerproblem zu sprechen.
Auf dem Gebiete der Sozialisierung sei zu beachten, daß die

Betriebe, die in Betracht kämen, erst umgeftellr raerden müß¬
ten und deshalb vorerst noch nicht rentabel seien. Im üb¬
rigen vertrat der Minister den Standpunkt , daß man gegen¬
wärtig nicht in den Zeiten stehe, die der Sozialisierung günstig
sind. In der Ernährungswirtschaft wie in der Valutafrage
waren seine Ausführungen deprimierend. Die Steuergesetze
wurden im einzelnen eingehend nochmals gestreift; erkennend,
daß man, wie schon Helfferich, bei einem verlorenen Krieg
um keines von ihnen herumkvmmen konnte. — Der Gemein
schaftsgedanke müsse in die Köpfe eingehämmert werden.
Sozialpolitisch sei der Arbeiter dem Arbeitgeber in vielen
Dingen voraus , umgekehrt müsse der Arbeitgeber dem Ar¬
beiter an wirtschaftl. Kenntnissen abgeben. So würden sie
dem Gemeinschaftssinn erzogen. Der Grundsatz Liebknechts:
„In der Praxis lernt man Praxis !" sei der Grundgedanke
der Koalition in der Rätefrage gewesen. Gegen die Angriffe
auf seine Person , er beabsichtige die Einbringung eines Anti¬
streikgesetzes, wehrte sich Herr Schlicke aufs schärfste. Zum
Schluffe appellierte der Redner an die freiheitliche Verfas¬
sung und schloß mit der Mahnung , ani 6 Juni den Stimm¬
zettel der sozialdem. Partei abzugeben. (Reicher Beifall.) —
In der Diskussion sprach Herr Hauptl. Pfeffer  als einziger
Redner. Er berief sich auf die Versammlung der D. V. P.
am Sonntag , wo er der Ausführung des Herrn Sem -Oberl.
Goes : „Die Revolution ist schuld an allem Elend !" entge¬
gengetreten sei. Mit warmen Worten forderte er die Ein¬
heitsschule. — In seinem Schlußwort rügte Herr Kraft
die flegelhaften Zwischenrufe von unabh -kommunist. Seite
während des Vortrags des Ministers , wie : „Totschlag!
Diktatur ! Reichswehr heimschicken!" -Kt.

* WürttembergischeBürgerpartei. Heute Abend uni
Vs8 Uhr findet im Traubensaal eine Wählerversammlung statt,
in der Herr Generalsekretär Roos  sprechen wird. Näheres
siehe Inserat.

* Deutsche demokratische Partei Nagold . Am Freitag
abend spricht im Traubensaal Abgeordneter Henne,  Tübin¬
gen. Näheres im Inseratenteil.

* Hölderlinfeier. Am Donnerstag den 3. Juni findet
im Feftsaal des Seminars eine Hölderlinfeier statt. Es
werden dabei vom Seminarorchester 2 Stücke, koinpon. von
Aug. Halin und Oberlehrer Schmid, vorgerragen Vom
Seminarchor wird das Gedicht v. Hölderlin „Die Nacht" in
der Komposition v. Kaufmann gesungen. Außerdem findet
im Auftrag der Lite>'. Vereinigung ein Vortrag über Fr.
Hölderlin statt.

X. Jugend -Verein. Die Musikabteilungen des Stutt¬
garter Ev. Jugendvereins , Bläserchor und gemischter Chor
unter Führung der Jugendpfarrer Wüterich und Dölker be¬
rührten am Sonntag auch Nagold, nachdem sie in Haiterbach
schon am Samstag Abend konzertiert und am Sonntag in
der dichtbesetzten Kirche ein wohlgelungenes Kirchenkonzert
gegeben hatten. Die Volksversammlung auf dem Buß wurde
leider verregnet, dagegen erfreute sich der Nagolder Jüng¬
lingsverein des Besuchs der Stuttgarter . Stadtpfarrer Wüterich
berichtete über Evang . Jugendarbeit , Dekan Otto und Ver¬
walter Bauer dankten den Besuchen. Man schied mit einem
herzlichen: Auf Wiedersehen!

* Zuckerversorgung und Einmachzucker. Die Landes-
versorgungsstelle wird aus Einsparungen , me zum Teil aus
allerjüngster Zeit stammen, rund 56 000 Zrr. Einmachzucker
an die Kommunaloerbände ausgeben. Diese Menge genügt,
um auf den Kopf der Bevölkerung 2 Pfund zu verteilen
und außerdem die Krankenhäuser und sonstigen Anstalten zu
versorgen. Die Ausgabe wird derart beschleunigt, daß die
Bevölkerung bis spätestens Mitte Juni im Besitz des Ein
machzuckers sein wird. — Durch die Presse ist bereits bekannt
geworden, daß im Reich im Laufe des Sommers oder des
Herbstes eine Monatszuckerration ausfallen wird. Bei der
in Württemberg schon seit Jahren üblichen Verteilungsort
ist es aber möglich, über diesen Ausfall weqzukommen und
der Bevölkerung im laufenden am 15. Oktober d. I . zu
Ende gehenden Wirtschaftsjahr auch fernerhin wie bisher
monatlich 650 Gramm Zucker auf den Kopf ohne Abzug zu¬
zuteilen, doch wird daran gedacht, die Okroberration an die
Bevölkerung als Sonderzuweisung zu Einmachzwecken schon
im September auszugeben, da als Zuckerersatz für Oktober
eine für einen Monat reichlich ausreichende Menge von
Süßstoff in der bevorzugten G-Packung (Tablettenform) zur
Verfügung steht. Eine endgültige Entscheidung hierüber ist
noch nicht getroffen.

* Zur Steuerabzugspflicht des Hypothekenschuldners.
Zur Vermeidung der Doppelbesteuerung sind von der Vor¬
schrift, die 10*/o betragende Kapitalertragssteuer an das Finanz¬
amt zu entrichten,Me Schuldner befreit, wenn folgende in¬
ländische Unternehmungen oder Institute Gläubiger sind:
Hypothekenbanken, öffentlich rechtliche Kreditanstalten, Spar¬
kassen, Lebensoersicherungen, Banken oder Bankfirmen. In
allen diesen Fällen hat das Reichsfinanzministerium einge¬
willigt. daß die Hypothekenschuldner die von der Steuer be¬
freiten Zinsbeträge ohne Abzug an die Gläubiger zahlen.
Der Schuldner eines ausländischen Hypothekengläubigers ist
auf alle Fälle verpflichtet, die 10°/o Steuer an der Zinsschul¬
digkeil abzuziehen und dem Finanzamt zu bezahlen.

* Erhöhung der Faßpreise. Aus Berlin wird gemel¬
det : Es besteht die Absicht, auf der anfangs Juni in Eisenach
stattfindenden Tagung des Verbands deutscher Faßfabrikanten
die Preise für verschiedene Faßfabrikate zu erhöhen.

* Kein Abzug mehr für Reisebrotmarken . Nach dem
gegenwärtigen Verfahren werden beim Umtausch örtlicher
Brotmarken in Reisebrotmarken, auf den vor allem die Ge¬
schäftsreisenden angewiesen sind, nicht unbeträchtliche Abzüge
gemacht. Infolge einer Eingabe, die der Gewerkschaftsbund
der Angestellten an das Reichsernährungsministerium ge¬
macht hat, haben nunmehr die zuständigen Stellen angeord¬
net, daß die kommunalen Brotmarken zum vollen Werte in
Tausch genommen werden. Der Erlaß einer dahingehenden
Verordnung steht bevor.

* Beschädigtes Papiergeld . Durch eine Verfügung
des Ministeriums des Innern werden die öffentlichen Kasten
aufgefordert, die eingehenden Darlehenskastenscheineim Wert
von 1, 2 und 5 -̂ l, die sich in abgenütztem und unsauberen
Zustand befinden, anzusammeln und nicht mehr auszugeben.
Umlaufendes Papiergeld , das mit Aufschriften, Aufdrucken
oder aufgeklebten Zetteln versehen ist, wird nicht ohne wei¬
teres eingelöst. Derartige Scheine müssen von den Eigen¬
tümern direkt an die Hauptverwaltung der Darlehenskassen
in Berlin zur Prüfung und Umwechslung eingesandt werden.



g Rohrdorf , 31. Mai . So wie unsere.„Liederkränzler"
am gestrigen Sonntag mit frisch gesungenem Marschlied aus¬
zogen. kehrten sie beim Abendschein vergnügt wieder zurück.
Als Ziel der Sängerfahrt war Egenhausen gewählt worden.
daS auch nach unfreiwilliger Einkehr im Walddorfer Chaussee-
Haus erreicht wurde. Aeußerlich etwas „angefeuchtet" mußte
auf dieser „Zwischenstation" das Gleichgewicht zwischen dem
inneren und äußeren Menschen wieder hergestellt werden.
In Egenhausen bezog man in der „Krone" für wenige Stun¬
den Quartier " und machte sich dann über den Kaps und
über "Walddorf wieder auf den Heimweg. Die gutgemeinte
Feuchtigkeit von oben ; — in unserem Sängerkreis ist man
nachgerade an derartige Abkühlungen gewöhnt; — hatte wohl
zu Änfang die gute Stimmung etwas beeinträchtigt, sie aber
ganz aufzuhalten, hatte sie nicht vermocht

A«» de« adrige« Württemberg.
Lalw 3l . Mai . Unter dem Vorsitz von Oberamtmann

Gös fand am letzten Samstag auf dem hiesigen Rathaus die
'Amtsversammlung  statt . Der Vorsitzende gab
nähere Mitteilungen über das ausgegebene Wahlgesetz für
den Landtag. Die Wahlen für Reichs und Landtag werden
bekanntlich am 6. Juni abgehalten. Es sind je 8 Wahloor
schläge eingegangen und es ist anzunehmen, daß sich bei der
Abstimmung große Anstände ergeben werden, da die Wahl¬
zettel für Reichs- und Landtag in besondere Umschläge ein¬
gelegt werden müssen. Es liegen zwei Häufchen von Um¬
schlägen vor. Die Wahlzettel für den Reichstag kommen in
die dunkelblauen und die für den Landtag in die hellblauen
Umschläge. Bei einer Verwechslung ist der Wahlzettel un¬
gültig. Alle Aenderungen an den Wahlzetteln sind zwecklos.
Gegenüber den seitherigen Bestimmungen bringt das Wahl¬
gesetz etwas Neues, die sogenannten Wahlscheine. Wer am
Wahltage an seinem Wohnort nicht abstimmen kann, kann
sich vom Ortsvorsteher einen Wahlschein ansstellen lassen,
der ihn zur Abstimmung an demjenigen One berechtigt, wo
er sich am Wahltage aufhält . — Für die neugeschaffene Stelle
eines Oberamtsstraßenmeisters wird BaugewerkmeisterGlatzle
gewählt. — Ueber die beabsichtigte Errichtung eines Bezirks-
verbands Jugendamt Calw gibt der Vorsitzende nähere Auf¬
schlüffe. Calw u. Neuenbürg sind ohne gegenseitiges Wollen
zu einem Verband zusammengelegt worden. Voraussichtlich
wird die Sache sehr teuer kommen, da über >000 Kinder,
darunter meist uneheliche in Betracht kommen. — Die Kom¬
munalverbände wollen sich zu einem Landesverband zuiam
menschließen. Die Beiträge sollen 5 ^ für je 1000 Ein¬
wohner betragen. Jeder Verband sendet 2 Vertreter in den
Landesverband. Als Vertreter werden gewählt : Oberamt¬
mann Gös und Schultheiß Braun in Althenftett. — Neu zu
regeln sind die Teuerungszulagen der Körperschaftsunter¬
beamten (Straßenwärter , Hausmeister an der Wanderarbeits¬
stätte und Oberamtspflege) und der Bezirkskrankenhausärzte,
sowie die Wartegelder und Teuerungszulagen der Körper¬
schaftsgeometer. — Die Verpflegungsgebühxen im Bezirks-
krankenhaus erfahren eine Erhöhung . In Klasse I bis III
betragen die Gebühren 10, 15 und 20 ^ 6. — Das Defizit
der Wanderarbeitsstätte wird auf die Amtskörperschaftüber¬
nommen. — Der Bezirkswohltäliakeitsverein erhält zum Ge¬
halt der Bezirkspflegerin, deren Dienste anerkannt werden,
einen jährlichen Zuschuß von 2000

r Dunningen OA. Rottweil , 1. Juni . Bei dem in der
Nacht vom Samstag auf Sonntag niedergegangenen Ge¬
witter schlug der Blitz nachts 1 Uhr in das Haus des Joseph
Spengler . Es brannte in kürzester Zeit vollständig nieder,
so daß die Bewohner kaum das nackte Leben und das Vieh
retten konnten. Leider ist der Abgebrannte nur gering ver¬
sichert.

r Binsdorf OA. Sulz , 1. Juni . Ein Unwetter mit
wolkenbruchartigem Regen und Hagelschlag richtete an den
Gartengewächsen, an Mohn , Reps , Hanf und Flachs und
anderen feineren Pflanzen bedeutenden Schaden an, die
Halmfrüchte scheinen weniger gelitten zu haben.

r Von der bayrischen Grenze . Der Gastwirt Jakob
Mangold  in Altusried wollte abends einige Stück Vieh,
dis vor dem Ort auf der Weide waren, heimlreiben. Die
Tiere rannten anscheinend an einen Träger der Hochspan¬
nungsleitung der Lech Elektrizitätswerke, so daß sich ein
Leitungsdraht loslöste und herabfisl. Durch den elektrischen
Strom wurde ein Tier getötet. Mangold wollte wohl den
Draht von dem Tiere wegreißen, wurde aber dabei von
dem elektrischen Strom getötet, seine linke Hand, die den
Draht hielt, ist verbrannt.

Der Holzmarkt im Mai.
(Nachdruck verboten !)

Im abgelaufenen Monat trat auch am Holzmarkt ein
weiterer Abbau der Preise ein. Der Preisrückgang erfolgte
zunächst am Schnittwarenmarkt und dann erst am Rundholz¬
markt, eine Erscheinung, die ungesund ist, denn erst wenn
die Einkäufe des Rohholzes niedriger geworden sind, könnte
normaler Weise ein Abbau der Warenpreise erfolgen. Wenn
dieser unnatürliche Vorgang weiter anhalten würde, wäre
mit der Vernichtung vieler Existenzen zu rechnen.

Nadelrundholz.  Im allgemeinen hat die Rund¬
holzsaison im Walde ihr Ende erreicht. Es fanden während
des Monats noch reichlich viele Verkäufe statt, wobei sich
überall zeigte, daß der Markt mit Nadelrundholz sich immer
mehr abflaut. Der Handel hielt sich sehr zurückhaltend, die !
Sägeindustrie deckte stcki nur zum allernotwendigsten ein. Die ,
oft sehr starken Preisrückgänge veranlaßten, daß die Forstbe i
Hörden den Zuschlag wiederholt verweigerten. Vielfach wur - r
den die amtlichen Taxen, die bisher um ein mehrfaches über- -
baten wurden, nicht mehr erreicht.

Laubholz.  Auch auf dem Laubholzmarkte verspürte
man die Geschäftsruhe und den Abbau der Preise. Nur für
gute Eichen konnte im allgemeinen der bisherige Preisstand
gehalten werden, weil die Auslandseiche so gut wie nicht >
vorhanden ist und die Preise dreifach höher sind. Gering- ,
wertige Sorten sind stark angeboten, eS fehlen aber die Käu- !
fer. In schlesischen Eichenrevieren sind auch mildeste Four - j
niereichen im Preise von etwa 8000 ^ bis auf 2000 per
Im . gesunken.

Schnittwaren.  Auf dem Brettermarkt herrschte große j
Geschäftsruhe. Man kaufte nur das Allernotwendigste, weil !
man allgemein die weitere Entwicklung der Lage abwarten !
will. So konnte man auch während des ganzen Monates
von einer förmlichen Verkehrsstockung reden. Die Sägewerke '

waren gut beschäftigt und vermehrten täglich ihre reichlichen!
; Bestände an Schnittware, ohne sie absetzen zu können. Un-
, sortierte, sägefallende Bretter gingen von der Höhe von 1200
l und 1300 »A auf 900 und 800 zurück. Ein weiterer

Preisrückgang hielt bis Ende des Monates an. Auch Bau-
! holz machte diese Preisbewegung mit. Fichten- und Tannen-
t bauholz mit üblicher Waldkante wurden schon Mitte des
i Monates vom Schwarzwald aus zu 850—900 pro Fm.
f frei Waggon Schwarzwald Versandplätze, Vorratsholz zu 700

bis 825 pro Fm . bahnfrei der Verladestation abgesetzt.
Arbeitsmarkt.  Die allgemeine Geschäftsstille am

Holzmarkt blieb nicht ohne Einfluß auf die Lage des Arbeits¬
marktes. Die Notwendigkeil von Betriebs-Einschränkungen

I und Einstellungen wird immer dringender. Auch in der bis
j vor kurzem sehr gut beschäftigten Möbelindustrie ließ die Be¬

schäftigungsmöglichkeit nach, was teils auf den Mangel an Auf¬
trägen , teils aber auch auf die Kaufunlust des Publikums

! zurückzuführen war.

Letzte Nachrichten.
Um die Zwangswirtschaft.

Berlin , 2. Juni . Wie der B.L.A. meldet, ersuchte die
Lübecker Bürgerschaft einstimmig den Senat , bei der Reichs-

! regiernng um beschleunigten Abbau der Zwangswirtschaft
einzuwirken.

Gegen das Putschfieber.
Stettin , 2. Juni . Der Oberpräsident der Provinz Pom¬

mern und der Befehlshaber des Wehrkreiskommandos II er¬
lassen eine Kundgebung an dieBevölkerungPom-
mernS,  in der es heißt, die durch Putschgerüchte verursachte
Erregung und das so entstandene gegenseitige Mißtrauen,

f das Ruhe und Ordnung in der Provinz gefährdet, gebe
keinen Anlaß zu Befürchtungen.  Sie bitten um
das Vertrauen , daß sie die Verfassung und die verfassungs¬
mäßige Regierung gegen jeden Angriff schützen würden . Die
nötigen Machtmittel seien vorhanden und würden unnach-
sichtlich angewandt werden, auch um die Wahlhandlung am
6. Juni vor jeder Störung zu schützen, sodaß der unverfäl-
,chte Wille des Volkes allein zum Ausdruck komme.

Vorläufig keine Erhöhung der Kohlensteuer.
Berlin , 1. Juni . Die Meldung , daß der bisherige Satz

der Kohlenstensr von 20*/o auf mindestens 30°/o erhöht wer-
! den würde, ist unzutreffend. Es wird dem Reichstag nach
! seinem Zusammentritt allerdings eine Vorlage über die Koh-
^ lensteuer zugehen, die zu dem am 31. Juli d. I . abgelaufenen

Kohlensteuergesetz Stellung zu nehmen haben wird.
Das Schlutzresultat der Gothaer Wahlen.

Gotha, 1. Juni . Nach dem nunmehr vollständig vor-
> liegenden Ergebnis der Gothaer Landtagswahlen entfallen
l auf die Deutsche Bolkspartei 3, die Deutschnationalen 1,
! den Bauernbund 8, die Demokraten 1, die Mehrheits-
f sozialdemokraten keinen und die Unabhängigen Sozialde-
j mokraten 9 Sitze.
! Der Milltonendiebstahl in der Spandauer Zitadelle.

Berlin , 1. Juni . Der Millionendiebstahl in der Span¬
dauer Zitadelle, aus der vor Jahresfrist 60 Millionen ru¬
mänische Lei gestohlen worden waren, ist jetzt aufgeklärt
worden. Als Täter wurden 4 Mann verhaftet, die damals
im Heeresdienst standen und mit der Bewachung des Schatzes
betraut waren. Die Verhafteten sind geständig. Drei von
den Dieben legten ihre Beute, soweit sie ihnen nicht durch

; Verkaufsvermittler wieder abgenommen wurde, in Grund-
! stücken nnd Geschäften an, während der vierte sie durch
, Leichtsinn wieder vergeudete,
j Die bayrischen Kaualisationsprojekte.
j München, 2. Juni . In der gestigen Sitzung des Finanz-
j ausschusses wurde die Regierungsvorlage angenommen, wo-
! nach der zur Fortführung der Main -Kanalisierung genehmigte
^ Kredit von 75 Millionen auf die Vorarbeiten einer Groß¬

schiffahrtsstraße von Wernfeld bis Nürnberg und den Ausbau
der Donau von Kehlheim bis Regensburg und von Passau

! bis zur Reichsarenze einschließlich Wasserkraftausnutzung aus-
! gedehnt wird. — Ebenso wurde ein Antrag Held (Bayerische

Volkspartei) angenommen, drei Millionen für Propaganda
zu verwenden.
Die Rückwirkungen der ruff. Offensive auf Deutschland.

Berlin , 2. Juni . In der „Kreuzzeitung" wird die Mög¬
lichkeit besprochen, daß die Bolschewik ! Polen

^ niederwerfen  und dann Deutschland be¬
drohen.  Im auswärtigen Ausschuß des bayerischen Land¬
tags habe der Vertreter der Regierung mitgeteilt, daß die
Reichsregierung etwas Authentisches nicht wisse, hingegen die
Frage eines bolschewistischen Angriffs mit einem Optimismus
betrachte, den die bayerische Regierung nicht teile. Man tue
in Deutschland jedenfalls gut, mit der Möglichkeit zu rechnen,
daß die Bolschewisten vordrängen und an der Hoffnung sei
nicht zu zweifeln, daß die Verbindung eines russischen Angriffs
und deutscher Putsche etwa im Ruhrgebiet oder in Mittel¬
deutschland den Sieg des Bolschewismus in Ost- und Mitrel-

! Europa endgültig herbeiführe. Bis jetzt aber sei kein Anlaß
! zu Nervosität gegeben und von wirklich großen Erfolgen der
! Sowjetarmee sei keine Rede.

Keine Beteiligung Frankreichs an den Verhandlungen
mit Rußland.

Paris , 1. Juni . Nach den Mnrgenblättern hat die fran-.
zösische Regierung der englischen Regierung gestern eine Note
Überreichen lassen, in der sie auseinandersetzt, warum sie sich
durch ihren Botschafter bei den Verhandlungen , die in Lon¬
don mit dem Vertreter der Sowjetregierung , Krass in,  ge-
führt werden, nicht vertreten  lassen kann.

Wohin sind
wir geraten?
Noch nicht genug des Elends?
Auch noch Rätediktatur und

völliger  Untergang?
Nein!

Nur eine  Rettung:

Ärgerlich wählen >

«mtttche Nurse
mitgeteilt von der

vaukfirma « «er ck Elend , KarlsruheI. v
S*/, Kriegsanleihe
4°/, Württemberg« .
4°/, Bad. « isenb. Aul
sv, °/o do. eoiw.
4"/, Bayern . . .
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Mit Zustimmung des Gemeinderats sind mit Wirkung

vom 1. Juni ds. Js . ab einheitlich für Bäcker und Gemeinde¬
backküche folgende

HM " Backpreise "MF
festgesetzt wordxn:

I. Schwarzbrot:
3) Nur Backen. I Pfund Brot 10 ^
b) Teigmachen und Backen 1 „ „ 12 ^
c) Verbacken zu Langbrot 1 „ „ 18 Z

H. Weißbrot:
(soweit die Herstellung nach den derzeitigen ErnährungSvor-

schriften nicht verboten ist)
a) Nur Backen . 1 Pfund Brot 10 ^
b) Teigmachen und Backen st. Hefe 1 „ 15 ^
c) Verbacken zu Wecken . . . . 1 „ „ 50 ^
cl) Dünne Kuchen, runde Bleche . . . . . 25 —30 Z

Nagold, 1. 6. 20. Stadtsch .-Amt : Maier.

Auf die am Rathaus angeschlagenen Vorschriften über die
Herstellung von Backwaren

werden Bäcker und Verbraucher zu genauer Beachtung hin¬
gewiesen.

Nagold, den I . Juni 1920.
2589 Stadtsch .-Amt : Maier.

kussdoden - Riemea.
8rü8lllllg8tSkeI-kretter voll 80ll8llg6 llobe!«srs

>Hetero viriler tortlooteall . Ootes Posse», kieoe Sloscliioeo.

KrskHffMer, nsge- «. üobeinM.
lelepkon blr . 1.

MkMlllil-
« LHS88K
(Msind wieder vorrätig bei
Wviivtidsiiüllliig Lsker.
f Xaxolü.

Verkaufe eine

Dresch-
Maschine

für einen 1—2 Pferdmotor,
(ohne Putzerei) und einen
1 Jahr alten 2520

Andreas Fischer,
Bollmaringen.

(Hündin)

>527
-Vlie Vlusik -Iustrumeule,

kür Raus unck Orcbester , von
cken einfachsten Schüler- bis
ru cien keinsten Künstler-
Instrumenten , alles Zube¬
hör, Saiten usrv. empfiehlt

in reichster Auswahl
NvMdsllZ Lurlk. kkvrrtieim

beopolilstr. 17
ärksÄen Itleösiscd. lfokidrücke.
Ankauf abgespielter 8ckaII-

platten untt 8ruck pro
Platte kl. 2.—

Reparaturen unclLtimmen
in eigener XVerlrstätte.

WttltrkllllstsmßM
ev. nur gutem Geschäft oder
sonsi günst. Grundstück. Wir
suchen für zahlreiche Käufer
Objekte aller Arten. Angebote
direkt von Selbstverkäufern
43m erbeten an den

GruuWlks-Sffrrtkk-Prrlag
Fr«»kf»rt ». Main, Kchillerhif.

Leim!
Bezugsscheine zur Lieferung
für das II. Quartal 1920
nimmt entgegen und bittet
um Einsendung derselben.

Eugen Nuding,
2426 Nagold.

8 bis 10 Zentner

Mtlstll
hat zu verkaufen.

Wer ? sagt die Geschäfts¬
stelle des Gesellschafters. 2558

3 Schwarzwald"
8Mßvev
^ von Wais  0
0 vorrätig bei 8
8 Buchhandluvg Zaiser ö
H Nagold. 0
cx >Osc»cxrOocx >cx >8

LMMMchll
braune, fleckige Haut, Leber¬
flecke verschwinden wie-abge¬
waschen, auch Pickel, Mitesser.

Auskunft frei nur Rückmarke
erwünscht. 2266

ZoUaukssker Osburg
Uelllgenstaüt kückskel ü.



Amtliche Bekanntmachungen. !
Reichstags - und Landtagswahl.

Die Herren Wahlvorsteher werden auf folgende Bestim¬
mungen hingewiesen: 2567 !

Nach ß 52 Abs. 2 V. V.z. L. W. G. sind die Wahlnieder-
schriften nebst Anlagen über die Landtagswahl von den
Wahlvorstehern unverzüglich, nötigenfalls durch besondere
Boten unmittelbar dem Vorsitzenden des Kreiswahlausschufses
des 16. Landtagswahlkreises (Oberamtmann Gös in Calw)
und nicht dem Oberamt , zu übermitteln.

Die Wahlniederschriften nebst Anlagen für die Reichs¬
tagswahl dagegen sind, ebenfalls auf dem schnellsten Weg
dem zuständigen Oberamt zu übermitteln.

Calw.  30 . Mai 1920.
Der Vorsitzende des Kreiswahlausschufses

des 16. Landtagswahlkreises
Oberamtmann Gös.

Reichstags- und Landtagswahl.
1. Die Wahlhandlung findet am 6. Juni von vorm.

8 bis nachm. 6 Uhr statt. Dies ist ortsüblich bekannt zu geben.
2. Die Gemeindebehörden werden unter Hinweis auf

die Bekanntmachungen des Ministeriums des Innern vom
19., 23. und 29. v. Mts . (Staatsanz . Nr. 116, 119 und 124
darauf aufmerksam gemacht, daß auch nach Abschluß der
Wählerlisten Wahlscheine an solche Wahlberechtigteausgestellt
werden können, die besonderer Umstände halber verhindert
find, an oem Orte, wo sie in die Wählerliste eingetragen
find, ihr Stimmrecht auszuüben. Im Anschluß an die Ab¬
schlußbeurkundung ist ein Vermerk über die ausgestellten
Wahlscheine zu machen und die Gesamtzahl der in der Liste
laufenden Wahlberechtigten festzustellen.

3. Bei der Wahl am 6. Juni ist das zweite Stück der
Wählerliste zu benützen, die erste Fertigung ist vom Ge¬
meinderat sorgfältig aufzubewahren. Der Abstimmungsver¬
merk für die Reichstagswahl kommt in die erste, derjenige
für die Landtggswahl in die zweite der zur Eintragung der
Abstimmungsvermerke vorgesehenen Spalten der Wählerliste.
Beide Spalten sind am Kopf entsprechend zu kennzeichnen.

4. Die Herren Ortsvorsteher und die bestellten Wahl¬
vorsteher und Stellvertreter haben sich mit den Wahlbestim¬
mungen, sowie mit den im Staatsanzeiger erschienenen und
noch erscheinenden, die Reichs- und Landtagswahl betreffen¬
den Bekanntmachungen genau vertraut zu machen.

5. Am Wahltag werden verwendet:
für die Reichslagswahl : tiefblaue Wahlumschläge u.
weiße Stimmzettel je mit entsprechendem Aufdruck
für die Landtagswahl : hellblaue Wahlumschläge und
hellblaue Stimmzettel.

Weiße Stimmzettel in hellblauen Umschlägen
oder hellblaue Stimmzettel iu tiesblauen Umschlägen
find ungültig.

Hierauf ist besonders zu achten.
S. Die (Stadt -) Schultheißenämter erhalten mit heutiger

Post die Stimmzettel für die Landtagswahl , ferner die Wahl-
Umschläge und je einen Sonderabdruck aus dem Staatsan¬
zeiger Nr . 123, enthaltend die Bekanntm. des Kreiswahl¬
leiters über die zugelaffenen Kreiswahlvorschläge samt Ver-
bindungs- und Anschlußerklärungen sowie über die Reichs¬
wahlvorschläge für die Reichstagswahl und die Bekanntmachung
des Landeswahlausschussesüber die zugelassenen Landesoor¬
schlagslisten für die Landtagswahl . Diese Bekanntmachungen
sind mit derjenigen des Kreiswahlausschufses über die zuge¬
laffenen Kreisvorschlagslisten und Anschlußerklärungen für
die Landtagswahl (vergl. Gesellsch. Nr . 123) vor der Wahl
auf dem Rathaus zu jedermanns Einsicht aufzulegen und
dem Wahlvorsteher zur Auflegung im Wahlraum auszufolgen.

7. Die Versendung der Stimmzettel (an jeden Wahlbe¬
rechtigten je 8 für die Reichstagswahl und Landtagswahl,
zusammen 16) hat sofort zu geschehen.

Dem Oberamt ist bis 4. Juni zu berichten.
«) ob die Versendung der Stimmzettel beendet ist;
b) ob die Wählerlisten in zweifacher Ausfertigung vor¬

liegen und abgeschlossen sind;
e) daß der Wahltermin (Tag und Zeitpunkt) ortsüblich

bekannt gemacht worden ist.
ci) ob die Schriftführer und die Beisitzer (Ortswahlaus¬

schuß) geladen sind. Vergl. R .W.O 8 43 und Minist.-
Verf. 8 31. 2568

Nagold, den 1. Juni 1920. Oberamt : Münz.

Monatszucker für 16. Mai bis 15. Juni.
Dieser Tage kommt der Verbraucherzucker sür obige

Periode zur Verteilung . Wegen ungenügender Anlieferung
seitens der Landeszuckerstelle können nur 600 Gramm Zucker
auf den Kopf der Bevölkerung ausgegeben werden. Die
restlichen 50 Gramm werden jedoch nachgeliefert werden,
voraussichtlich im nächsten Monat schon.

Säuglinge erhalten wie bisher 500 Gramm extra. Der
Kleinverkaufspreis beträgt ^ ( 2.10  per Pfund . 2562

Nagold, 1. Juni 1920. Oberaml : Münz.
Der

Monats zucker
kann abgeholt werden bei

Btintzinger, Gauß Karoline,
Gauß Konditor, Grüninger
Jakob und Benz Gebrüder.

Die Karten werden mit
600 Gramm eingelöst

Preis 2.10 per Pfund.
Nagold. 1. 6. 20. 2556

Städt . Nahrungsmittelamt.

Eier -Sammeltag
MM 8biß? WZ

auf der Polizeiwache.

8°niisr Angebot
kigsrren

LiLKordesuob lotmenä.

Otto AeeamMn
2559 dlsxo!  6.

Verkaufe ein Paar neue
kalblederne 2566

Stiesel
(Langschäfle) Größe 43.

Wilh . Gr »tzhau-
Schönbronn.

Geldbeutel
verloren

samt Inhalt . 2536
Abzugeben geg. Belohnung

i. d. Geschäftsst. des Blattes.

Für die Seminarküche
Nagold wird sofort ein tüch¬
tiges

gesucht.
2537 Kostverwaltung.

Wiirtlmi. MerMei MM.
SessntW

Wöhler-VttsWMlM-!
Heute Mittwoch  abend Vs8 Ahr im Traubensaal wo

Herr Generalsekretär Röos
sprechen wird. -565

Hiezu ladet sreundlich ein Der Ausschutz.

H tzlu8il<- u. l.itki-. Verein kiagoll!.
0 vollllorstüst sdvlläV-8 lltir im kostsssi Uos vomillsro

ISIäerllll-keier
Kräluäium uuck kuxe iu Ls-üur v. .̂uZ. Naim

, (8eminarorck68t6r)
Vortrsx (IV. Senile)
«vis Nackt" v. Xsukmann(Seminarckor).
krüluckum uock kuxe iu X-ckurv. X. Lckmick

(8eminarorcke8ter).
2554 Liotritt krel.

LeffeutNche
Wähler-

Versammlung.
Am Donnerstag den 3. Juni , abends 8 Uhr findet

im Löwensaal eine Wählerversammlung statt.
Referent : Grotzhans , Gemeinderat aus Stuttgart.

Freie Aussprache. 2563

U .S .P Nagold.

Die Köfer-ÄllW MO
hält am Freitag den 4. Juni vormittags von 8 Ahr an

in der Brauerei zur „Krone" in Nagold  eine

Hauptversammlung
ab.

Tagesordnung : 1. Holzoerteilung.
2. Faßlieferung.
3. Aufstellung der neuen Preisliste.
4. Sonstiges.

Mitglieder , die bei der Versammlung nicht erscheinen,
können an dem Jnnungsbeschluß keinen Widerspruch erheben.
2557  Der Obermeister Henne.

Soeben erschienen:
Somme rdi enst 1920. Gültig vom 1. Juni an.

Amtlicher Tafcheufahrplau
der

Eisenbahnen in Württemberg und Hohenzollern
mit Anschlüssen und mit Uebersichtsfahrplan

der
Rraftwagenfahrten

Preis Mk . 2.50.
Vorrätig bei

Hr. HV. LaLsvr , öuoliliancllung,

für Herren,
Rnaben

und Ainder
Strohhiite
empfiehlt 2120

Calw.
Gesucht  wird ein erfahrenes

zuverläßiges 2499

elches schon gedient hat, bei
atem Lohn und guter Ver¬
siegung. Angebote an
Fra « Marie Dorn

Putzgeschäft.

Pferdeknecht
wird sofort  gesucht bei

50.— Wochenlohn 2555

Reinhold Raufer,
Kalkwerk . . Nagold.

I-ederkleeke, Vsrren
entfernt restlos.Reichspat,sonst
Geld zurück. ^ 10.— u. Porto.
8llll11ll»-llvpv1 Hallta. S.211K.

LsseMlil-eVersmilug
am Freitag , 4. Funi abends 8 Ahr im Traubensaal.
Redner : Flaschnerobermeister, Abgeordneter Henne -Tübingen:

„Handwerkerfragen in Gegenwart und Zukunft."
Verwaltungsaktuar , Abgeordneter Staudenmeyer - Calw:

Ansprache an die Wähler.
Zu zahlreichem Besuch lädt freundlichst ein 2560

LtlMNWk RWl»
der Jeutsch-dmiiirilischei Part«.

2562 Wildberg, 31. Mai 1920

Danksagung.
Für die vielen Beweise inniger Teilnahme

während der Krankheit unsrer lieben Mutter , Groß-
und Schwiegermutter

Barbara Braun
Bahnwärters -Witwe

sowie für die vielen Blumenspenden und Begleitung
zu ihrer letzten Ruhestätte und trostreichen Worte
des Herrn Geistlichen und ehrenden Gesang sagen
herzlichen Dank.

Die trauernden Hinterbliebenen
Gustav Braun , Weichenwärter

mit Geschwistern.

Die neue Ausgabe
von

Zmigle Klavierschule
. bearbeitet von KarlWalz

ist in zwei Teilen soeben
erschienen und vorrätig bei

HV. L » L8Si '- öuolikamllung

Kunstmost-
substanzen

empfiehlt 2490

Empfehle in besten Friedens
qualitäten sämtlicheksibeilM Iscke

kür Illllvll- ll.Lllkollllllstrivlie

>k » .

Mbelnsvli»
UMvnwgen ll.kMllrvll

kMMen -I-M
„ llselui
„ Oel »m.

zu den billigsten Tagespreisen

U. vllllOM,
Für sofort wird ein

jüngeres

gesucht.  2544
Frau Metzgermeister Rauser»

Nagold , Bahnhofstr.

Bestellungen auf
VIS« -. K
-M SW»Zur»ine

2427 nimmt entgegen
Lugen Mlüllg, Aagollt.

doiü. V. Lsker, Asgo!«!»
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